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Daniel Lampart

Staatsfinanzen im Fokus der Politik
Ökonomisch fragwürdige Sanierungsprogramme

Die aufgrund der globalen Wirtschaftskrise eingebrochenen Steuerein-
nahmen und die Ausgaben zur Stabilisierung der Konjunktur haben in den
meisten Ländern zu einem Anstieg der Staatsdefizite geführt. In einigen
Staaten wie Irland, Island, Grossbritannien oder den USA betragen die
Defizite über 10 Prozent des Bruttoinlandprodukts. Im OECD-Durchschnitt
liegt die Defizitquote bei über 6 Prozent. Anders ist die Situation hingegen
in der Schweiz. Bund, Kantone und Gemeinden machen 2009 voraussieht-
lieh Überschüsse. Erst auf 2010 hin werden Defizite budgetiert. Allerdings
könnte der Kauf der „toxischen" UBS-Papiere durch die Nationalbank die
Finanzen von Bund und Kantonen mittelfristig beeinträchtigen. Gegen-
wärtig schüttet die Nationalbank jährlich 2.5 Mrd. Fr. Gewinn an Bund
und Kantone aus. Treten auf den UBS-Papieren Verluste auf, die nicht
durch die Beteiligung der UBS gedeckt sind, werden Bund und Kantone
mittelfristig weniger Geld von der Nationalbank erhalten.

Was die Konjunktur betrifft, weist gegenwärtig vieles darauf hin, dass

der BIP-Rückgang international stabilisiert werden konnte. Dies jedoch auf
so tiefem Niveau, dass in den Firmen weit weniger Arbeitskräfte gebraucht
werden als zuvor. Die Rezession ist daher bei weitem noch nicht vorbei.
Die Arbeitslosigkeit wird weitersteigen. Damit das BIP international wieder
das Niveau vor der Krise erreicht, wäre ein Wachstum von rund 5 Prozent
notwendig. Die schlechte Konjunkturlage erfordert daher eine weitere
Stabilisierung. Doch die Wirtschaftspolitik verschiebt sich derzeit von der

Konjunkturstabilisierung hin zu einer finanzpolitischen Sanierung.
Die EU hat gegen 20 Mitgliedstaaten sogenannte Defizitverfahren

eingeleitet. Die Staaten sollen innert rund vier Jahren einen grossen Teil
ihrer Defizite beseitigen. Und die OECD empfiehlt im Economic Outlook
vom November 2009, den „Ausstieg" aus der Stabilisierungspolitik vor-
zubereiten: Die Staaten sollen Pläne entwickeln, wie sie ihre Staatsdefizi-
te beseitigen. Die OECD favorisiert Einsparungen bei den Ausgaben -
namentlich bei Bildung und Gesundheit. Hier sei „Effizienzsteigerungs-
potential" von 20 bis 40 Prozent vorhanden. Doch auch in der Steuer-

politik und somit auf der Einnahmenseite bewegt sich einiges. Die Hier-
archie der Tiefsteuerländer wird völlig durcheinandergewirbelt. Irland hat
bereits eine Steuererhöhung beschlossen und auch Lettland wird auf Druck
des IMF seine Flat-Rate-Tax durch ein Steuersystem mit progressiven
Tarifen ersetzen.

Die Verteilungskämpfe um die öffentlichen Mittel sind bereits lanciert.
Das manifestiert sich u.a. in den Studentenprotesten zum Beispiel in Ka-
lifornien. Politisch werden diese Verteilkämpfe im Ausland auf die Schweiz
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ausstrahlen. Es ist zu befürchten, dass das den Verfechtern einer Spar-
politik im Sozial- und Bildungsbereich in die Hände spielt. Steuerpolitisch
ist die Entwicklung unklar. Möglicherweise wird das Argument des inter-
nationalen Steuerwettbewerbs in. Anbetracht der anstehenden Steuer-

erhöhungen in mehreren Tiefsteuerländern an Bedeutung verlieren.

Ursachen der Defizite

Um den Handlungsbedarf bei den Staatsfinanzen abzuschätzen, braucht es

eine genaue Analyse. Die Tatsache, dass in einer Rezession Defizite auf-
treten, heisst noch lange nicht, dass Sanierungsmassnahmen notwendig sind.
Denn die Staatsdefizite (im Ausland) haben unterschiedliche Ursachen:
a) Konjunktureller Einnahmenrückgang: Wenn die Gewinne der Unter-
nehmen sinken und die Einkommen der Haushalte infolge von höherer

Arbeitslosigkeit und schwacher Lohnentwicklung unter Druck geraten,
gehen die Steuereinnahmen zurück. Dieser Einnahmenrückgang wird in
Zeiten guter Konjunktur kompensiert. Die Steuereinnahmen beginnen im
Aufschwung zu steigen, so dass der Staatshaushalt über den Konjunktur-
zyklus hinweg ausgeglichen ist.
b) Staatliche Stützung von Unternehmen (z.B. Beteiligung an Banken):
Diese Defizite fallen nur zum Zeitpunkt der Beteiligung an, ziehen aber
staatliche Zinszahlungen nach sich, weil die Staatsschuld gestiegen ist.
Machen die Unternehmen, an denen sich die Staaten beteiligt haben,

künftig Gewinne, so werden die Staaten später Mehreinnahmen haben, die
die Zinszahlungen kompensieren können. Mehreinnahmen können sich
auch bei einem späteren Verkauf der Anteile ergeben.
c) Konjunkturpakete: Auch diese Ausgaben sind einmalig und müssen

später verzinst werden, wenn sich der Staat verschuldet hat. Mit der Sta-

bilisierung der Konjunktur hat der Staat aber auch die Steuereinnahmen
stabilisiert, so dass ein Teil der Ausgaben wieder in Form von Steuern
zurückfliessen wird.
d) Steuersenkungen: In zahlreichen Ländern wurden in den letzten Jahren
sowohl die Steuersätze für Unternehmen (Devereux 2006) als auch die-
jenigen der Einkommenssteuern für hohe Einkommen (Piketty/Saez 2006)
gesenkt. Weil die Gewinne und Einkommen in den Jahren vor der Krise
stark gestiegen waren, machten sich diese Steuersenkungen nicht in Form
von Defiziten bemerkbar. Erst in der Krise treten die Defizite zutage. Selbst

wenn der Aufschwung kommt, lassen sich diese Einnahmenausfälle nicht
kompensieren, so dass die Staatsschuld über den Zyklus hinweg steigt.
Gegenwärtig ist unklar, ob die Unternehmen - namentlich der Banken-
sektor - nach der JCrise wieder die Renditen der Boomjahre erreichen
werden. Wird der Bankensektor besser reguliert (höhere Eigenmittelvor-
Schriften u.a.), geht das Renditepotential zurück, was tiefere Steuerein-
nahmen zur Folge haben wird.
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e) Konjunkturunabhängig steigende Staatsausgaben: Haben die Staaten -
u.a. vor dem Hintergrund stark steigender Einnahmen in der Hochkonjunk-
tur der letzten Jahre - Ausgabenerhöhungen beschlossen, so kann das

Ausgabenniveau über dem Trend-Einnahmen-Niveau liegen. Das hätte
dauerhaft Defizite zur Folge.

Ein Teil der Defizite - die sogenannten konjunkturellen Defizite - wird
in einem konjunkturellen Aufschwung bzw. mit der Stabilisierung der
Banken von alleine wieder verschwinden. Wenn die Arbeitslosigkeit sinkt,
die Löhne steigen und die Firmen Gewinne machen, dann werden die
staatlichen Steuereinnahmen wieder zunehmen. Und sollten die staatlichen

Beteiligungen an den Banken erfolgreich sein und Erträge abwerfen, führt
dies zu einer zusätzlichen Verbesserung der Einnahmensituation. Wenn
überhaupt irgendwo finanzpolitischer Handlungsbedarf besteht, dann bei
den konjunkturunabhängigen Defiziten, den sogenannten strukturellen
Defiziten. Allerdings ist die Unterscheidung zwischen konjunkturellen und
strukturellen Defiziten bereits in Zeiten von „normalen" Rezessionen

schwierig. Denn der Zusammenhang zwischen Staatseinnahmen und
Wirtschaftsentwicklung ist nicht so starr, wie das beispielsweise auch die
Schuldenbremse des Bundes suggeriert. Doch dazu mehr weiter unten.

Neu kommt noch die Unsicherheit der staatlichen Beteiligungen an
Banken hinzu, bei denen unklar ist, ob sie künftig Erträge abwerfen werden
oder ob sie abgeschrieben werden müssen. Wenn die Staaten ihre Einnahmen
und Ausgaben dauerhaft ins Gleichgewicht bringen wollen, müssten sie nur
einen Teil der Defizite beseitigen, wobei aus ökonomischer Sicht überhaupt
fraglich ist, ob der Ausgleich der Haushalte notwendig ist.

Konjunkturpolitische Zurückhaltung ist geboten

Die Beseitigung der Defizite hat ihren Preis. Sie wird Spuren in der Kon-
junkturentwicklung hinterlassen. Internationale Schätzungen zeigen, dass

ein auf der Ausgabenseite eingesparter Franken zu einem um rund einen
Franken tieferen Bruttoinlandprodukt führt. Eine Steuererhöhung um einen
Franken reduziert das BIP um rund fünfzig Rappen (Hemming et al. 2002,
OECD 2008). In der Schweiz sind die Wirkungen ungefähr in derselben
Grössenordnung (Lampart 2008). Das in der EU eingeleitete Defizitver-
fahren sieht vor, dass die Staaten ihre Defizite pro Jahr um bis zu 1.25

BIP-Prozente reduzieren müssen. Diese Sparpolitik wird die Wachstums-

möglichkeiten der betroffenen Länder beeinträchtigen. Fällt sie in die
Krise, wird die Arbeitslosigkeit dementsprechend weiter ansteigen.

Auch in der Schweiz sind Sparmassnahmen geplant, obwohl der Staat
2009 noch Überschüsse ausweisen dürfte. Gemäss einer Schätzung der Eidg.
Finanzverwaltung planen Kantone und Gemeinden, bereits im kommenden
Jahr bei Rekordarbeitslosigkeit ihre Ausgaben um 2.5 Mrd. Fr. zurückzu-
fahren. Diese Sparpolitik wird die Krise erheblich verschärfen. Der Bund
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plant Sparmassnahmen von 1.5 Mrd. Fr. ab 2011. Zusammen macht das fast
ein Prozent des Schweizer BIP aus.

Ökonomisch unberechtigte Ängste vor einer Staatsverschuldung

Selbst in Zeiten ohne Konjunkturprobleme gibt es viele Fragezeichen
gegenüber einer staatlichen Sanierungspolitik. Der Verweis auf Staats-
schuld und Schuldzinsen ist in der Regel kein Argument. Denn wenn von
Staatsschuld die Rede ist, ist in der Regel von der Bruttoschuld die Rede,
das heisst vom Fremdkapital ohne Berücksichtigung des staatlichen Ver-

mögens. Dabei hat der Staat auch Vermögen, z.B. in Form von Wert-
papieren oder Immobilien. Wegen der Buchungspraxis in den Staatsrech-

nungen wird das Vermögen allerdings unterschätzt, indem beispielsweise
Immobilien sowie Grundstücke in der Vergangenheit stark abgeschrieben
wurden. Darum können Bruttoschuld und Vermögen nicht direkt verglichen
werden, sondern es muss ein indirekter Vergleich von Schuld und Ver-

mögen vorgenommen werden. Zum Beispiel indem die Schuldzinsen mit
den Vermögenserträgen verglichen werden. Stellt man diese beiden
Grössen einander gegenüber, so zeigt sich, dass die Erträge aus dem Ver-
mögen die Schuldzinsen deutlich übersteigen.

Vermögenserträge und Schuldzinsen
(Bund, Kantone und Gemeinden, in 1000 Fr.)

E3 Vermögenserträge Schuldzinsen

Bund, Kantone und Gemeinden sind unter dem Strich daher nicht ver-
schuldet, sondern netto vermögend. Der norwegische Staat weist eine
Bruttoschuld von mehr als 50 Prozent des BIP aus. Dieser Schuld steht ein
Vermögen gegenüber, das fast drei Mal so hoch ist. Norwegen hat u.a. eine
Bruttoschuld, damit der norwegische Kapitalmarkt mit staatlichen Obli-
gationen versorgt ist. Ohne diese Obligationen wäre beispielsweise die

Geldpolitik erschwert.
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Doch selbst wenn ein Staat netto verschuldet ist, ist das noch kein Grund
zur Beunruhigung (s. dazu z.B. Lampart 2006 oder Frick/Colombier 2000).
Nur weil auf der Staatsschuld Zinsen bezahlt werden müssen, droht noch
keine Schuldenspirale, solange nämlich das Staatsdefizit nicht grösser ist
als die Schuldzinsen. Weil der Zinssatz längerfristig ungefähr gleich hoch
ist wie das Wirtschaftswachstum, wachsen die Schulden im Einklang mit
dem BIP bzw. den Einkommen einer Volkswirtschaft. Die Zinsen können
bezahlt werden, ohne dass Steuern erhöht werden müssen bzw. die Schul-
den aus dem Ruder laufen. Deshalb verlangen die Maastricht-Kriterien
keinen Ausgleich der Staatshaushalte, sondern lassen eine Defizitquote von
3 Prozent zu.

Solange ein Staat nicht stark gegenüber dem Ausland verschuldet ist
und über Zinszahlungen viele Mittel abfliessen, die z.B. für Investitionen
im Inland gebraucht würden, so lange wird durch die Staatsschuld niemand
ärmer, bzw. die nachfolgenden Generationen werden nicht belastet. Eine
Analogie: Ein Dorf organisiert ein Fest. Die Gemeinde bezahlt. Das Fest
kann auf zwei Arten finanziert werden: a) Entweder nimmt die Gemeinde
einen Kredit bei ihren Einwohnerinnen auf, oder b) die Gemeinde erhöht
die Steuern um so viel, wie das Fest kostet. Was heisst das nun für die
Kinder der Einwohnerinnen, die das Fest veranstaltet haben? In beiden
Fällen vererben die Einwohnerinnen ihren Kindern ein Vermögen, das um
den Betrag gesunken ist, den das Fest gekostet hat. Wobei sie im Fall a)
ihren Kindern zusätzlich eine Obligation auf den Betrag, den das Fest
gekostet hat, vererben. Wenn die Gemeinde die Obligation zurückzahlen
will, muss sie die Steuern erhöhen. Das heisst, die Bewohnerinnen, die
eine Obligation halten, werden mehr Steuern bezahlen müssen, damit ihnen
die Schulden zurückbezahlt werden können. Ein Nullsummenspiel also.
Fazit: Egal, ob das Fest über einen Kredit oder über höhere Steuern finan-
ziert wurde - das Geld ist ausgegeben.

Falsch konstruierte Schuldenbremsen

Nach dem Bund haben sich in den letzten Jahren auch zahlreiche Kantone
aus politischen Gründen (z.B. zur Bremsung des Ausgabenwachstums bzw.
des Staatsanteils an der Wirtschaft) Schuldenbremsen auferlegt, die teil-
weise noch restriktiver wirken als diejenige des Bundes (Finanzdirektoren-
konferenz 2009). Während die Schuldenbremse des Bundes konjunkturel-
le Defizite zulässt, verlangen die restriktiveren kantonalen Schulden-
bremsen, dass der Haushalt unabhängig von der Konjunkturlage ausgegli-
chen werden muss.

Die Schuldenbremse des Bundes zielt darauf, dass über den Konjunktur-
zyklus hinweg die Schulden konstant bleiben, bzw. dass keine Neuver-
schuldung auftritt. Das führt dazu, dass die Bruttoschuldenquote (Brutto-
schuld dividiert durch das BIP) im Zeitverlauf abnimmt, da die Wirtschaft
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trendmässig wächst. Das Volumen der ausstehenden Bundesobligationen
in Relation zum BIP wird sinken. Diesbezüglich sind die genannten öko-
nomischen Fragezeichen anzubringen. Für eine Stabilisierung der Schul-
denquote gibt es keine überzeugenden Argumente, während umgekehrt ein
funktionierender Kapitalmarkt auf einen gewissen Bestand an Staatstiteln
angewiesen ist.

Seit ihrer Einführung gibt es bei der Schuldenbremse grosse Probleme
mit der Umsetzung. Die KOF hat bereits im Jahr 2003 kritisiert, dass kein
stabiler Zusammenhang zwischen dem BIP und den Bundeseinnahmen
besteht (Schips et al. 2003). Doch das wird bei der Schuldenbremse genau
unterstellt: Bundeseinnahmen und BIP sollen sich 1:1 im Gleichschritt
bewegen. In der Vergangenheit haben die Bundeseinnahmen stärkere

Schwankungen aufgewiesen als das BIP. Deshalb führt die Annahme einer
1:1 Übereinstimmung dazu, dass in Rezessionen fälschlicherweise struk-
turelle Defizite ausgewiesen werden. Doch weil die Einnahmen stärker
schwanken als das BIP, sind diese Defizite konjunktureller Natur. Die
Folge ist eine prozyklische Finanzpolitik, die in der Krise zuviel spart und
im Aufschwung grössere Ausgabenspielräume eröffnet.

Konjunkturpolitischer Spielraum in der Schweiz

Bei einer eingehenden Analyse beginnt sich der Sanierungsbedarf bei den
Staatsfinanzen zu relativieren. Der Schweizer Staat befindet sich finanz-
politisch sogar in einer guten Lage. Der finanzpolitische Handlungsspiel-
räum wäre ausreichend, um anstelle einer krisenverstärkenden Sparpolitik
eine konjunkturpolitische Stabilisierungspolitik zu verfolgen. Erstens ist
die Staatsverschuldung hierzulande wie erwähnt kein Problem. Zweitens
hat der Schweizer Staat in den Aufschwungjahren eine zurückhaltende
Ausgabenpolitik betrieben. Die Staatsquote (Ausgaben von Bund, Kanto-
nen, Gemeinden in Prozenten des BIP) sank zwischen 2003 und 2008 um
rund 2 Prozentpunkte. Gemäss Berechnungen der KOF hat alleine der Bund
über 8 Mrd. Franken mehr gespart, als er das aufgrund der Schulden-
bremse hätte tun müssen. Er hat das Geld für Konjunkturprogramme bereits
in der Hochkonjunktur einkassiert.
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